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Grenznahe Flughäfen
Passagieraufkommen, Veränderung 1. Halb-
jahr 2013 gegenüber 1. Halbjahr 2012
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Luftverkehr-steuer-aufkommen 2012948 Mio. €

Noch gar nicht lange ist es her, da
war der deutsche Staat ziemlich
klamm. Vor fast vier Jahren trom-

melte Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) deshalb das Kabinett zur Sparklau-
sur in ihrem Amtssitz zusammen. 

Weil während der langen Beratungen
noch eine Milliarde Euro für den Haus-
halt fehlte, zog Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) einen alten Plan seines
Ministeriums hervor: den für eine Luft-
verkehrsabgabe, zu entrichten für jeden
Passagier, der in Deutschland mit einem
Flugzeug abhebt.

Binnen Monaten brachte die Re-
gierung ein Gesetz zustande, das
Ende 2010 in Kraft trat. Noch
heute laufen die deutschen
Airlines gegen diese Steuer
Sturm. Auch US-Konkur-
renten reichten Klage ein.
Bislang ohne Ergebnis.

Nun aber sorgt ein Gut-
achten für Unruhe in der
Regierung. Es sollte die
Vereinbarkeit der Abgabe
mit dem Völkerrecht ab -
klären. „Die Luftverkehr -
steuer ist rechtswidrig“,
heißt es darin. Das Minis-
terium ist gegenteiliger Mei-
nung. Das Peinliche: Es hat
die Studie selbst in Auftrag
gegeben. 

Das Ergebnis war den Minis-
teriellen offensichtlich äußerst un-
angenehm. Und damit wird es zum
Politikum. Denn die Beamten kün-
digten kurzerhand den Vertrag mit
dem Autor und stampften das noch
nicht ganz fertiggestellte Gutachten kurz
vor Ostern ein.

Der Eklat zwischen Elmar Giemulla,
Professor für Luftverkehrsrecht aus Ber-
lin, und den Ministeriumsbeamten dürfte
die Lobbyverbände der Airlines auf den
Plan rufen. Knapp eine Milliarde Euro
nimmt der Staat jährlich dank der Steuer
ein. Zwischen 7,50 Euro und 42,18 Euro
führen die Firmen für jeden abfliegenden
Fluggast an den Bund ab.

Die Kosten geben sie zwar meist an
ihre Kunden weiter. Doch besonders in

grenznahen Gebieten fahren manche
Kunden lieber zu Flughäfen in den Nie-
derlanden, in Belgien, Frankreich oder
in der Schweiz, um sich die Steuer zu
 sparen (siehe Grafik). Bei Langstrecken -
flügen wählen viele Passagiere eine aus-
ländische Airline, die über eines der
 europäischen Drehkreuze wie Amster-
dam, Paris oder London fliegt.

Doch die lästige Abgabe überstand so-
gar den Regierungswechsel. Im Koali -
tionsvertrag war lange Zeit vorgesehen,
die Steuer solle weg. Doch in letzter
 Minute nahmen die Spitzen von Union
und SPD das Vorhaben zurück. Auch zwi-
schen den Ministerien gibt es unterschied-
liche Auffassungen zu der Abgabe: Das
Finanzministerium ist weiterhin dafür,
das Verkehrsministerium von Alexander
Dobrindt (CSU) dagegen.

Ursprünglich hatten sich Schäubles Be-
amte erhofft, aus dem Bundesverkehrs-
ministerium juristische Schützenhilfe 
zu bekommen. Denn es laufen Klagen
gegen die Luftverkehrsteuer – unter an-
derem vor dem Hessischen Finanzgericht
in Kassel.

Doch Dobrindts Juristen sollen ab -
gewinkt haben – weshalb das Finanz -
ministerium beim Luftverkehrsrechtler
Giemulla ein Gutachten bestellte. Der

warnte die Beamten jedoch schon vor,
er wolle die Frage „ergebnisoffen“ be-
trachten. Und als er ihnen den ersten
 Entwurf seines Gutachtens zustellte,
stand dann dort auch genau das drin, 
was im Hause Schäuble niemand lesen
wollte.

Demnach untersagt es das Chicagoer
Abkommen über die internationale Zivil-
luftfahrt den Mitgliedstaaten, Abgaben
ohne erkennbaren Verwendungszweck
oder eine staatliche Gegenleistung ledig-
lich für die bloße Ausreise zu erheben.
Zudem verstoße die Luftverkehrsteuer
„gegen den Grundsatz der staatlichen
Souveränität des jeweiligen ausländi-
schen Staates“, wenn der Beförderungs-
vertrag im Ausland abgeschlossen wor-
den sei, schreibt Gutachter Giemulla. 
Nur für Inlandsflüge könne eine ent -
sprechende Steuer erhoben werden.
Doch schon der Flug etwa von Lufthansa
oder Air Berlin ins Ausland dürfe nicht
besteuert werden, befand der Rechts -
gelehrte.

Was tun mit einer so lästigen Exper-
tenmeinung, die vor Gericht natürlich
schädlich wäre? Zunächst versuchten 

es die  Beamten mit einer Kritik an
handwerklichen Schwächen. „Metho-
de und Nachweisführung“ entsprä-
chen noch nicht dem, „was wir uns
von  einem wissenschaftlichen Gut-
achten versprochen hatten“, mäkelte
ein  Regierungsdirektor in  einer 
E-Mail an Giemulla.

Der erklärte dagegen, ihm sei
„durchaus bewusst, dass einige

 Positionen“ des Gutachtens „die
Interessenlage“ des Finanzmi-
nisteriums nicht unterstützten.
Aber er könne seine Argumen-
tation nicht ändern. Das sei er

seinem Ruf als wissenschaftlicher
Gutachter mit über 30 Jahren Erfahrung
schuldig. 

Offiziell lässt das Finanzministerium
verlauten, zum Zeitpunkt der Kündi-

gung sei erkennbar gewesen, „dass die
Vorstellungen der Vertragsparteien
über die Art und den Umfang der ver-

einbarten Leistungen nicht konform
waren“. Gegenüber dem Professor wird
die Behörde allerdings deutlicher. Man
habe von Giemulla erwartet, dass er „in-
tensiver und unter Einbeziehung der Be-
trachtungsweise“ des Auftraggebers die
Rechtslage erörtere, schrieb ein Ministe-
rieller am 17. April.

Jetzt habe man, so notierte der Beamte,
kein „schlüssiges Gesamtgutachten“, das
man „fristgerecht in die gerichtlichen Ver-
fahren“ einbringen könne. Immerhin wol-
le das Ministerium ihm zumindest noch
„knapp über 50 Prozent der Vergütung“
anbieten. 

Das ist allerdings Kleinkram, wo es
doch um eine Milliarde Euro jährlich geht.
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Der Finanzminister wollte eine
 juristische Expertise, wonach die

Luftverkehrsteuer rechtmäßig 
ist. Der bestellte Experte wider-
sprach – und wurde abserviert.
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